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Aktuell

rungen, Praxen etc. die konstitutiven 
Merkmale des Androzentrismus. Zum 
anderen werden die aus den gegen-
wärtigen Konstruktionen gesellschaft-
licher Männlichkeit abgespaltenen all-
gemein-menschlichen Eigenschaften, 
Aufgaben, Neigungen, Praxen etc. an 
ein nicht-männliches „Outside“ veräu-
ßert, externalisiert.

Derzeit sind Instrumente zur Ab-
schwächung von durch Androzentris-
mus bedingten Klimawirkungen noch 
nicht entwickelt. Die vorhandenen 
Instrumente werden in der Genderkli-
maforschung international kritisiert, 
weil sie die klimaschädlichen andro-
zentrischen Dynamiken verstärken 
statt sie zu adressieren und abzubau-
en. Dies betrifft auch die fi nanziellen 
Steuerungsinstrumente. Sie wirken 
nicht nur wegen des geringen Kosten-
niveaus viel zu schwach, sondern sind 
sie gänzlich unangemessen und produ-
zieren Gerechtigkeitsproblematiken 
in Sektoren, die versorgungsökonomi-
scher Rationalität folgen und soziale, 

räumliche wie zeitliche Bindungen be-
inhalten. Und die Umlegung von na-
tionalen Emissionsdaten auf die Gesell-
schaft als sog. „Pro-Kopf-Emissionen“ 
auszuweisen, missachtet nicht nur die 
Versorgungsökonomie (und die Umle-
gung dieser Leistungserbringung auf 
deren Nutznießer), sondern auch die 
besonderen genderspezifi sch männli-
chen Emissionen. Daher empfi ehlt sich 
das global orientierte Gender Impact 
Assesment (GIA) als Instrument für 
die anstehenden Genderanalysen und 
Abschätzungen zu nutzen und als Ex-
ante-Prüfung auf die klimapolitischen 
Entscheidungs-Stränge anzuwenden.

Notwendige Neuorientierung
Geschlechtergerechtigkeit, so bleibt 

abschließend festzuhalten, verweist 
nicht auf ein Loch oder eine Lücke 
in der ansonsten intakten, homoge-
nen „Decke“ einer nachhaltigen Kli-
mapolitik. Sondern sie verweist auf 
notwendige Neuorientierungen. Die-
se betreffen den Zugang zu und die 

Die Forderungen nach Geschlechtergerechtigkeit 
und Klimagerechtigkeit wurden bei der Klimakon-
ferenz in Poznan nicht nur am grünen Tisch disku-
tiert, sondern auch lautstark mit Frauen-Aktionen 
in das Konferenzzentrum hinein getragen. Die 
Frauen fordern unter anderem die Integration der 
Genderdimension in alle Politiken, Instrumente, 
Programme und Institutionen. Wichtig ist ihnen 
die Einrichtung eines auf höchster Ebene angesie-
delten Beratungsgremiums aus Gender- und Klima-
expertInnen aus der ganzen Welt, dessen Ergeb-
nisse und Empfehlungen bei den Verhandlungen 
berücksichtigt werden müssen. 

Verteilung von Ressourcen ebenso wie 
die Anerkennung und Wertschätzung 
von vorsorgenden und fürsorglichen 
Tätigkeiten als gesellschaftliche Ba-
sisaufgabe. Dies aber ist mit den vor-
herrschenden gesellschaftlichen und 
ökonomischen Verhältnissen kaum 
zu machen. Vielmehr zeigt insbeson-
dere die analytische Kategorie des 
Androzentrismus, dass ein sorgsamer 
Umgang mit Ressourcen und Gemein-
eigentum die androzentrische Logik 
überwinden muss, anstatt sie über 
weitere markt-basierte Ins trumente, 
Kommerzialisierungen und handelba-
re Rechte auszuweiten.

Uta von Winterfeld

Die Autorin ist Projektleiterin der Forschungsgruppe 
„Zukünftige Energie- und Mobilitätsstrukturen“ am 
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie.

1 So der Titel eines feministischen Hintergrundpa-
piers von genanet und der AG Frauen im Forum 
Umwelt & Entwicklung, das Meike Spitzner, Elisa-
beth Stiefel und Uta v. Winterfeld verfasst haben.

Mehr Informationen 
über die Frauenakti-
vitäten bei der Klima-
konferenz fi nden sich 
unter www.gendercc.net/
policy/conferences/poz-
nan-2008.html

Fotos: U. Röhr
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IRENA – Eine Idee wird Wirklichkeit
Neuer Schwung für den Ausbau Erneuerbarer Energien

Eine leichte Geburt war es wahrhaftig nicht: Am 26. Januar wird in Bonn von 
über 50 Staaten die International Renewable Energy Agency (IRENA) formell 
gegründet. Die Idee ist bereits im letzten Jahrhundert von Eurosolar-Präsident 
Hermann Scheer (MdB, SPD) lanciert worden und war bereits im Koalitions-
vertrag der rot-grünen Koalition enthalten, allein: Die Umsetzung scheiterte 
bisher an erheblichen Widerständen, Bedenken und Desinteresse. 

terschätzt, die fossilen und nuklearen 
Energien scheinen dagegen quasi un-
erschöpfl ich zu sein. Erst im diesjähri-
gen World Energy Outlook stellte nun 
auch die IEA unzweideutig fest, dass 
die gegenwärtigen Trends der Ener-
giebranche weder ökologisch noch 
ökonomisch nachhaltig sind und drin-
gend umgesteuert werden muss. 

Innerhalb der UN gibt es dann noch 
die Internationale Atomenergieagen-
tur, die zwar im Gegensatz zur IEA 
allen Staaten offen steht, aber dafür 
ausschließlich einer für die allermei-
sten Staaten völlig uninteressanten 
Technologie gewidmet ist. Der Aus-
stieg Südafrikas Anfang Dezember 
aus dem geplanten Atomprogramm 
hat erneut bewiesen, dass selbst für 
fortgeschrittene Schwellenländer die 
Atomenergie schlichtweg zu teuer ist, 
wenn keine militärischen Interessen 
im Spiel sind. 

Geplante Aufgaben
IRENA will also eine durchaus be-

achtliche Lücke schließen. Aus nahe 
liegenden Gründen wird IRENA aber 
zunächst außerhalb der UNO gegrün-
det, weil die Schwerfälligkeit der UN-
Prozesse einen dynamischen Start der 
neuen Organisation nicht zulassen 
würde. Geplant sind aber umfangrei-
che Kooperationsprogramme mit UN-
Institutionen wie UNEP, UNIDO, UNDP 
und anderen. Langfristig kann sich das 
aber ändern. IRENA will ein umfang-
reiches Informationszentrum werden 
über bestehende politische Instru-
mente zum Ausbau der Erneuerbaren, 
über technische und technologische 
Fragen wie Netzintegration, Speicher-
technologien und Effi zienzfragen. 
Auf dem Programm steht ferner um-
fassende Beratungstätigkeit für die 

Mitglieds-Regierungen, Technologie-
transfer und Beratung über Finanzie-
rungsmöglichkeiten.

Politisches Gewicht 
zu erwarten

Im Januar wird das IRENA-Statut von 
den Gründungsmitgliedern formell 
unterzeichnet und die Kriterien für 
die Auswahl des Generaldirektors und 
des Sitzes der Organisation verein-
bart. Im Juni 2009 werden dann Ge-
neraldirektor und vorläufi g auch der 
Organisationssitz beschlossen, und die 
Arbeit von IRENA beginnt. Nach dem 
offi ziellen Inkrafttreten der Statuten 
(nach der Ratifi zierung durch 25 Staa-
ten) werden Arbeitsprogramm und 
Budget beschlossen und die endgülti-
ge Entscheidung über den Sitz der Or-
ganisation getroffen. Es ist wohl keine 
besondere Überraschung, dass unter 
den Bewerbern für den IRENA-Sitz 
auch Bonn ist. Hauptinitiatoren der 
IRENA sind neben Deutschland vor al-
lem Spanien und Dänemark. Neben ei-
ner Reihe weiterer europäischer Staa-
ten (u.a. Österreich, Norwegen, Frank-
reich, Italien, Niederlande, Schweden, 
Schweiz, Großbritannien) sind die bis-
her an der IRENA-Initiative beteiligten 
Länder ausnahmslos Schwellen- und 
Entwicklungsländer, darunter solche 
Schwergewichte wie China, Indien, 
Indonesien, Mexiko, Südafrika, Paki-
stan, Südkorea und sogar die OPEC-
Mitglieder Nigeria und Vereinte Ara-
bische Emirate. Die kritische Masse für 
eine funktionsfähige und mit politi-
schem Gewicht ausgestattete Organi-
sation dürfte damit erreicht sein. Für 
die deutschen NGOs und das Forum 
Umwelt & Entwicklung stellt sich da-
mit auch die Aufgabe, die Arbeit der 
IRENA künftig kritisch zu begleiten. 

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums 
Umwelt & Entwicklung. 
Weitere Informationen: www.irena.org 

Nicht nur in der Ministerialbü-
rokratie in Deutschland und 
anderen Ländern, auch in der 

Erneuerbaren-Branche und den NGOs 
war IRENA alles andere als ein Selbst-
zünder oder eine Idee, die auf breite 
Unterstützung stieß. Der Hauptein-
wand vieler, das werde doch sowieso 
nichts, ist nun allerdings entkräftet: 
Nach einer Reihe von Vorbereitungs-
sitzungen in Deutschland fand am 
23.-24. Oktober in Madrid auf Einla-
dung der spanischen Regierung die 
abschließende Vorbereitungskonfe-
renz für IRENA statt. Dabei wurde das 
IRENA-Statut verabschiedet und eine 
Reihe weiterer Dokumente und Ver-
fahrensfragen beschlossen. 

Lückenschluss
Immerhin 51 Staaten nahmen in Ma-

drid teil und dürften im Januar Grün-
dungsmitglieder der neuen internatio-
nalen Agentur werden. Hinter IRENA 
steht die Idee, dass es bisher keine 
internationale Institution gibt, die 
wirklich den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien vorantreibt und insbesonde-
re auch in den Entwicklungsländern 
die enorme Lücke zwischen ihrem 
Potenzial und dem realen Ausbaus-
tand schließt. Die Internationale En-
ergieagentur (IEA) mit Sitz in Paris ist 
eine Organisation der OECD-Länder, 
also der reichen Industrieländer und 
Hauptenergieverbraucher. Sie hat seit 
ihrer Gründung nach der Ölkrise 1973 
immer wieder bewiesen, dass sie mit 
beiden Beinen fest im Lager der fossil-
nuklearen Energieindustrie steht. Liest 
man sich ihren jährlichen »World Ener-
gy Outlook« durch, zieht sich ein roter 
Faden durch diese teuren, umfäng-
lichen Werke: Erneuerbare Energien 
werden konstant und systematisch un-
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Für oder wider das Klima handeln?
Was die Handelspolitik zur Klimapolitik beitragen kann

Auch mit Blick auf Rolle und Ver-
mögen des Markts widersprechen sich 
Klima- und Handelspolitik. Die Han-
delspolitik setzt auf das ungehinderte 
Funktionieren der Märkte, möglichst 
ohne Eingriffe des Staates. Die Kli-
mapolitik hingegen reagiert auf das 
Marktversagen – denn der menschen-
gemachte Klimawandel kann wohl 
als das größte ‚Marktversagen’ der 
Geschichte bezeichnet werden. Klima-
politik möchte daher regulieren und 
nicht deregulieren. 

Die Handelspolitik setzt auf eine 
Liberalisierung des Handels mit Um-
weltgütern und -dienstleistungen, wie 
auch der Auslands-Direktinvestitio-
nen. In den klimapolitischen Verhand-
lungen hingegen werden ein Transfer 
von Know-how diskutiert, eine Ko-
operation bei der Forschung und Ent-
wicklung, ein capacity building sowie 
fi nanzielle Hilfen, Anreizsysteme oder 
gar Standards – alles Lösungen, die 
eine starke politische Steuerung erfor-
derlich machen. .

Schließlich bringt eine Welthandels-
politik durch die Suche nach den größ-
ten komparativen Kostenvorteilen 
eine hohe Auslagerung von ökologi-
schen Kosten mit sich. Die Klimapolitik 
hingegen drängt auf eine möglichst 
weitgehende Internalisierung solcher 
Kosten. Die Verlagerung von Industri-
en und Produktionskapazitäten durch 
den Welthandel macht Minderungs-
anstrengungen im Inland rasch wieder 
zunichte. In der EU etwa waren 2007 
die ‚virtuellen Emissionen’ aller Im-
portwaren – also die Emissionen, die 
bei der Produktion der Importe in den 
Herkunftsländern entstanden sind 
– um 12 Prozent höher als die Emis-
sionen aus der gesamten Produktion 
innerhalb der EU. Die EU importiert 
somit rund 500 Megatonnen virtuelle 
Emissionen, was mehr als der Hälfte 
der gesamten Emissionen Deutsch-
lands entspricht.[2] In Großbritannien 
ist die Kluft noch größer. Dort sind die 

virtuellen Emissionen der Importe seit 
1992 um 19 Prozent gestiegen, wäh-
rend Großbritannien ehrsinnig an die 
Klimarahmenkonvention berichtet, 
dass es seine heimischen Emissionen 
seit 1990 um 15 Prozent gesenkt hat.3 

Auch Handelspolitik muss 
Betrag zum Klimaschutz leisten

Genau deswegen wird die Klima-
politik trotz unterschiedlicher Logi-
ken und widerstreitender Werte aber 
nicht umhin kommen, von der Han-
delspolitik einen Beitrag zur Minde-
rung des Klimawandels zu fordern. Zu 
treibhausgasintensiv ist der Welthan-
del mittlerweile geworden, als dass 
dieses Politikfeld ignoriert werden 
könnte; schließlich entfallen über 21 
Prozent aller CO2-Emissionen aus der 
Industrieproduktion weltweit bereits 
auf Produkte, die zwischen Ländern 
gehandelt werden,[4] und obendrauf 
kommen noch die Emissionen, die 
beim Transport dieser Waren entste-
hen. Ohne eine Begrenzung des rapi-
de anwachsenden Welthandels wird 
keine Entkoppelung von Wachstum 
und Emissionen zu machen sein. Und 
ohne eine Begrenzung des Handels 
von klimaschädlichen Produkten wird 
der Export treibhausgasintensiver Pro-
duktions- und Konsummuster rund 
um den Erdball anhalten. 

Die Großfrage an der Schnittstelle 
zwischen Klima- und Handelspolitik 
ist daher: wie kann eine von der Sache 
her nicht erforderliche Globalisierung 
von Warenströmen und Produktions-
ketten unrentabel gemacht und der 
den Austausch von klimaschädlichen 
Produkten und Dienstleistungen ein-
grenzt werden. Doch bis die Klima-
politik Antworten auf diese Fragen 
sucht, geschweige denn fi ndet, ist es 
noch ein weiter Weg zu gehen. We-
der auf den Klimakonferenzen in Bali 
oder Posen stand diese Frage auf der 
Agenda, noch bei der WTO. 

Tilman Santarius

Der Autor ist Vorstandsmitglied von Germanwatch.

1 Weltbank (2008): Key Development Data & Stati-
stics. Online-Service. http://econ.worldbank.org

2 Bang, John K./Hoff, Eivind/Peters, Glen (2008): EU 
Consumption, Global Pollution. Brüssel: WWF.

3 Helm, D./Smale, R./Phillips, J. (2007): Too Good 
To Be True? The UK’s Climate Change Record. 
Oxford: New College Oxford, Vivid Economics and 
School of Oriental and African Studies.

4 Peters, Glen (2008): CO2 embodied in internati-
onal trade with implications for Global Climate 
Policy. In: Environmental Science & Technology, Vol 
42, Issue 5, S. 1401-7.

Bis vor wenigen Jahren galt die Welthandelsorganisation WTO als die mäch-
tigste Organisation auf internationaler Ebene. Sie hat weitgehend den Ord-
nungsrahmen für die Weltwirtschaft vorgegeben. Auf Umweltkonferenzen 
schwebten die WTO-Regeln wie ein Damoklesschwert über den Verhandlungen, 
und jede Maßnahme, die Ressourcenverbrauch oder Emissionen beschränken 
sollte, musste fürchten, nicht vor der Liberalisierungs- und Deregulierungsa-
genda der WTO bestehen zu können. 

Vom chilling effect war des-
halb die Rede, denn allein die 
Ahnung, dass Umweltregeln 

möglicher Weise nicht mit WTO-Recht 
in Einklang zu bringen wären, fror 
Bemühungen für eine ambitionierte 
Umweltpolitik bereits im Keim ein.

Doch die WTO befi ndet sich derzeit 
in einer tiefen Legitimationskrise, und 
der chilling effect scheint passé. Statt-
dessen wird nun im Klimaregime über 
den Ordnungsrahmen der Weltwirt-
schaft von morgen verhandelt. Regeln 
für den internationalen Emissions-
handel, Vorschläge zu umfangreichen 
Finanztransfers für Treibhausgasver-
meidung und Anpassung, aber auch 
globale Technologiekooperationen 
werden Produktionsstrukturen und 
Handelsströme verändern. 

Vertragen sich Handels- 
und Klimapolitik?

Indessen ist es nicht ausgemacht, 
ob sich Handels- und Klimapolitik 
überhaupt vertragen. Skepsis ist ange-
bracht, denn die beiden Regimes fol-
gen nicht derselben Logik und verkör-
pern widerstreitende Werte. Drei Bei-
spiele mögen dies verdeutlichen. Die 
Welthandelspolitik etwa strebt eine 
Entgrenzung wirtschaftlicher Aktivi-
täten an; sie möchte das Handelsvo-
lumen ausweiten und das Wirtschafts-
wachstum ankurbeln. Die Klimapoli-
tik hingegen strebt eine Begrenzung 
schädlicher, treibhausgasintensiver 
Wirtschaftsaktivitäten und Handels-
ströme an und möchte die Emissions-
entwicklung vom Wirtschaftswachs-
tum absolut entkoppeln. Doch von ei-
ner solchen Entkoppelung kann bisher 
keine Rede sein. Von 1990 bis 2007 hat 
sich das Welthandelsvolumens vervier-
facht, das Welt-Bruttoinlandsprodukt 
ist 2,5fach gestiegen, und die welt-
weiten Emissionen sind um etwa ein 
Drittel gestiegen.[1] Vor allem in den 
Schwellenländern explodieren Wachs-
tumsraten und Emissionen. 
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Gebirge aus Beton
Staudammbau im Himalaya

Corporation, NHPC, wird einige der 
größten geplanten Projekte bauen 
und dafür hauptsächlich eigene Mit-
tel verwenden, beziehungsweise auf 
dem nationalen und internationalen 
Finanzmarkt Gelder leihen.  

Die vormals bedeutende Rolle der 
Asiatischen Entwicklungsbank, ADB, 
und der Weltbank beim Staudamm-
bau in Indien ist heute extrem einge-
schränkt. Die Internationalen Finan-
zinstitutionen werden in Zukunft we-
niger Gelder zur Verfügung stellen, als 
vielmehr mit Garantien und kleineren 
Krediten für technische Studien Geld-
gebern Signale geben, das ein Projekt 
förderungswürdig ist. 

Finanzierungslücken
Trotz der Finanzkraft indischer Ban-

ken und staatlicher Institutionen hat 
Shripad Dharmadhikary, der Autor der 
neuen von International Rivers her-
ausgegebenen Studie „Mountains of 
Concrete: Dam Building in the Hima-
layas“ herausgefunden, dass das ge-
plante Staudammprogramm in Indien 
noch eine enorme Finanzierungslük-
ke von fast der Hälfte der geplanten 
Ausgaben aufweist. In einer Erklärung 
der Regierung von Arunachal Pradesh 
aus dem Jahre 2005 liest man, dass mit 
dem Bau der Staudämme „der Staat 
mit Hydrodollar überschüttet würde, 
wie die Arabischen Länder mit Petro-
dollar.”1

Finanzierungslücken sind jedoch 
nicht die einzigen Herausforderungen, 
die dem geplanten Staudammbau in 
der Himalaya Region momentan noch 
im Wege stehen. Ungeklärt ist auch, 
wie die zahlreichen und teilweise neu-
artigen sozialen Auswirkungen der 
Projekte gehandhabt werden können. 
Während einige der geplanten Pro-
jekte, wie auch der Diamer-Bhasha 
Staudamm in Pakistan, die Häuser und 
Dörfer von zehntausenden von Men-
schen überfl uten werden und daher 
große Umsiedlungsprogramme nach 
sich ziehen müssen, haben andere Pro-

jekte, wie der Lower Subansiri Damm, 
diffusere Auswirkungen auf die Men-
schen in der Umgebung des Projekts. 

Weitreichende Folgen
So berichten zum Beispiel Menschen 

aus dem Dorf Durpai in der Nähe der 
Baustelle für den Lower Subansiri 
Damm, dass nur diejenigen entschä-
digt werden, deren Häuser überfl utet 
werden, während alle anderen Betrof-
fenen leer ausgehen. Die Dorfbewoh-
ner berichten, dass große Waldfl ä-
chen, die sie für den Anbau spezieller 
Früchte und Pfl anzen nutzen, in dem 
Stausee untergehen werden, und sie 
so einen entscheidenden Teil ihrer Le-
bensgrundlage verlieren werden. Sie 
berichten außerdem, dass die Mög-
lichkeiten des Fischfangs am Suban-
siri Fluss seit dem Baubeginn extrem 
eingeschränkt sind, und dass auch die 
Menschen viele Kilometer unterhalb 
der Baustelle diese Veränderungen 
spüren. Auch der Fluss als Transpor-
troute ist ihnen seit Baubeginn verlo-
ren gegangen, und auch hierfür wer-
den sie nicht entschädigt. 

Das Dorf Durpai ist nur eines der 
zahlreichen Dörfer an den Ufern ei-
nes Himalaya Flusses, das nicht durch 
Überfl utung von geplanten Wasser-
kraftwerken betroffen ist, sondern 
wo ein Staudamm die Lebensgrundla-
ge der Menschen in unzähligen ande-
ren Arten gefährdet. Diese Menschen 
werden jedoch nicht als Projektbetrof-
fen bezeichnet und daher auch nicht 
für ihre Verluste entschädigt. 

Ob der geplante Staudammboom 
im Himalaya trotz der fi nanziellen 
und sozialen Herausforderungen zu 
realisieren ist? Dazu noch in einer Re-
gion, die schon heute stärker vom Kli-
mawandel betroffen ist als alle ande-
ren Regionen der Welt und wo daher 
große Unsicherheit herrscht, wieviel 
Wasser die Flüsse, hauptsächlich durch 
Gletscherwasser gespeist, in den näch-
sten Jahren führen werden? 

Ann-Kathrin Schneider

Die Autorin ist bei International Rivers für das Südasi-
enprogramm zuständig.

1 “Cabinet Note - Implementation of Hydropower 
Project” prepared by the Secretary (Power), Go-
vernment of Arunachal Pradesh, with the approval 
of the Chief Minister for consideration of the 
state Cabinet. The note itself is undated, but is 
from around April 2005, as the Cabinet meeting 
that decided on the issues contained in the note 
was held on 25 April 2005, as per a letter dated 
16 May 2005 written by the Secretary (Power), 
Government of Arunachal Pradesh to the Secreta-
ry (Power), Government of India.

Südasien braucht Strom. Indien und Pakistan haben ein Jahrzehnt wirtschaft-
liches Wachstum hinter sich, und große Pläne für die Zukunft. Städte platzen 
aus allen Nähten, die Regierungen hinken dem schnellen Wandel nur langsam 
hinterher. Ein Großteil der ländlichen Bevölkerung in Nepal hat keinen Strom-
anschluss und in Indien hatten vor fünf Jahren noch immer 44% aller Haushalte 
keine Steckdose. 

In Zukunft soll der Strom für die 
Region aus den Bergen kommen. 
An den Flüssen des Himalaya, am 

Indus, Ganges und Brahmaputra, sind 
hunderte von Großstaudämmen gep-
lant. Sie sollen Wasserkraft erzeugen 
und so die boomenden Megacities 
beleuchten und deren Industrien mit 
Strom versorgen. 

In Nepal sollen drei Großstaudäm-
me in Angriff genommen werden: 
West Seti, Upper Karnali und Arun III. 
Alle werden von indischen Firmen ge-
baut und der produzierte Strom soll 
nach Indien exportiert werden. Auch 
Bhutan will sich als Stromlieferant von 
Indien einen Namen machen, und so 
das Staatseinkommen aufbessern. Im 
Juli 2006 hat das Land sich dazu ver-
pfl ichtet, in den nächsten fünfzehn 
Jahren 5,000 MW Strom aus Wasser-
kraft an Indien zu verkaufen. 

Der teuerste geplante Staudamm 
der Region ist jedoch nicht für den 
indischen Stromsektor gedacht. Am 
Oberlauf des Indus in Nordpakistan 
soll ein gigantischer, 130 km2 großer 
Stausee mit der höchsten Staumauer 
Südasiens entstehen, dessen minde-
stens 8.5 Milliarden US-Dollar teurer 
Bau die Staatskasse des Landes für 
einige Jahre belasten dürfte, bezie-
hungsweise ohne fremde Hilfe nicht zu 
realisieren ist. Und nicht die Weltbank 
oder die Asiatische Entwicklungsbank 
werden, wie bei älteren Staudämmen 
im Land, den Großteil der Kosten für 
den Bau des Diamer-Bhasha Damms 
übernehmen, sondern China. Medi-
enberichten ist zu entnehmen dass 
nicht nur ein Teil der Finanzierung von 
staatlichen Banken aus China kommen 
soll, sondern auch Bauarbeiter, ausge-
bildet bei dem Bau des Drei-Schluch-
ten-Staudamms in China, sollen in das 
Nachbarland geschickt werden. 

Der Staudammboom in Indien soll 
im Gegensatz zu Pakistan hauptsäch-
lich aus eigener Kraft fi nanziert wer-
den. Indien’s staatlicher Staudamm-
bauer, die National Hydropower 
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Suche nach neuen Wegen?
Weltnaturschutzkongress in Barcelona 

Indigene und 
Naturschutzorganisationen

Aus den Reihen der Indigenen gab 
und gibt es Kritik am Naturschutz, weil 
es in der Vergangenheit oft Vertrei-
bungen aus bestimmten Gebieten und 
Konfl ikte mit ihren Interessen gab. Am 
Rande des Kongresses fand deshalb 
auch ein Dialog zwischen Vertretern der 
großen internationalen Naturschutzor-
ganisationen und der indigenen Völker 
statt. Dabei geht es darum, in verschie-
denen Treffen und auch in regionalen 
Prozessen die Konfl ikte in der Vergan-
genheit aufzuarbeiten und gemeinsam 
Wege für den Schutz der biologischen 
Vielfalt zu fi nden. Denn oft sind es 
größere dritte Gruppen (zum Beispiel 
Großgrundbesitzer oder die Bergbau/
Erdöl-Industrie), die die größere Verant-
wortung für die Zerstörung der biologi-
schen Vielfalt und die Zurückdrängung 
der Lebensräume der indigenen Völker 
tragen.

Klima und vermiedene 
Entwaldung

Inzwischen ist es sehr deutlich, dass 
der globale Klimawandel eine große 
neue Bedrohung für die biologische 
Vielfalt ist. Das sich ändernde Klima 

wurde deshalb in 
vielen verschie-
denen Veranstal-
tungen diskutiert. 
Maßnahmen zur 
Vermeidung des 
K l i m a w a n d e l s 
wurden auch als 

Chance aufgefasst neue Finanzmecha-
nismen für den Schutz der biologischen 
Vielfalt zu mobilisieren. Dies gilt beson-
ders für den Waldschutz, denn bis zu 
20% der globalen Kohlendioxidemissio-
nen kommen aus der Umwandlung von 
Wäldern in Ackerland oder Plantagen. 
Hier gilt es Strategien zu entwerfen, 
die Emissionen aus Abholzung verhin-
dern, gleichzeitig Biodiversität schützen 
und die Rechte lokaler Gemeinschaften 
achten. Die Mitglieder der IUCN haben 
auf ihrer Versammlung beschlossen sich 

aktiv in die Erarbeitung einer solchen 
Strategie einzubringen. Dies ist gerade 
im Vorfeld der Klimaverhandlungen in 
Polen im Dezember 2008 und in Kopen-
hagen 2009 wichtig. Denn dort werden 
die weiteren Maßnahmen des Kyoto-
Nachfolgeprotokolls beschlossen und 
Waldschutz und Wiederaufforstung sind 
auch dort viel diskutierte Optionen.

Industrielles Engagement 
Besonders heftig und kontrovers 

wurden auf den Fluren die wachsenden 
Kooperationen der IUCN mit der Indu-
strie diskutiert. So gehörten auch das 
World Buisness Council for Sustainable 
Development und Unternehmen wie 
Toyota und Shell zu den Sponsoren des 
Kongresses. Besonders umstritten war 
die seit 2007 bestehende Kooperation 
der IUCN mit Shell. Ein Antrag diese 
Kooperation zu beenden wurden von 
der Mitgliederversammlung mit den 
Stimmen der Regierungsvertreter ab-
gelehnt (60% der Nichtregierungsor-
ganisationen stimmten für den Antrag, 
aber nur 20% der Regierungsvertreter). 
Es gab Befürchtungen, dass die Koope-
ration Shell ein „grünes“ Image verleiht 
und die Unabhängigkeit der IUCN ge-
fährdet. Durch die Diskussionen wurde 
deutlich, dass Unternehmen beweisen 
müssen, dass sie wirkliches Interesse am 
Schutz der biologischen Vielfalt haben 
und ihre Unternehmensstrategie anpas-
sen wollen. 

Abschließendes Fazit 
Auf dem Kongress wurden neue 

Verbündete im Naturschutz und neue 
Wege zur Finanzierung gesucht, aber 
es wurde keine radikal neue Strategie 
entwickelt, die den Verlust der bio-
logischen Vielfalt schnell aufhalten 
kann. Praktische Vorschläge zur Ver-
änderung der globalen wirtschaftli-
chen Strukturen, in denen viele Grün-
de für den Verlust der Vielfalt liegen, 
wurden nicht konkret diskutiert. Die 
ökonomische Bewertung von Biodi-
versität ist nützlich, um Argumente 
für den Erhalt zu haben. Gerade im 
Angesicht der aktuellen globalen Fi-
nanzkrise wären konkrete Vorschlä-
ge für weltweite politische und wirt-
schaftliche Änderungen vielleicht auf 
offene Ohren gestoßen. 

Elke Mannigel

Die Autorin ist bei der Tropenwaldstiftung OroVerde 
zuständig für die Koordinierung der internationalen 
Projekte.
1 IUCN 2008, Guidelines for Applying the IUCN Sy-

stem of Protected Areas Management Categories

Auch 60 Jahre nach der Gründung der IUCN gehen weiterhin Arten und natür-
liche Lebensräume verloren und das angestrebte 2010-Ziel den Verlust bis zum 
Jahr 2010 aufzuhalten oder einzudämmen wird wohl nicht erreicht. Wie kann 
der Schutz Ökosystemen und Schutzgebieten dennoch gelingen? 

Mehr als 8.000 Vertreter von 
Regierungs- und Nichtregie-
rungsorganisationen suchten 

in Barcelona beim Weltnaturschutz-
kongress der Internationalen Natur-
schutzunion (IUCN) neue Verbündete 
und weitere Wege für die Gestaltung 
und Finanzierung von Naturschutz. 
Viel diskutiert wurden Strategien für 
den Schutz der biologischen Vielfalt 
in einer sich durch Klimawandel, Glo-
balisierung und steigenden Energie-
verbrauch immer schneller ändernden 
Welt. 

Wer hat in Schutzgebieten 
das Sagen? 

Schon in der Vergangenheit hat die 
IUCN viele internationale Standards bei 
der Einrichtung und dem Management 
von Naturschutzgebieten gesetzt. In 
Barcelona wurde eine neue Untertei-
lung von Schutzgebieten in verschie-
denen Governance Typen1 vorgestellt. 
Dabei geht es nicht mehr darum, WIE 
in den einzelnen Schutzgebieten WAS 
geschützt werden soll, sondern WER 
die Entscheidungen trifft. Das sind zum 
Beispiel Staatliche Institutionen, Nicht-
regierungsorganisationen oder ein Co-
Management aus beiden. Bedeutend 
ist, dass lokale und Indigenen Gemein-
den als eigene 
wichtige Akteure 
anerkannt und 
explizit genannt 
werden. Ein 
wichtiger Schritt, 
um den langjäh-
rigen Konfl ikt 
zwischen Befürwortern von Schutzge-
bieten und Indigenen Gruppen zu ent-
schärfen. Indigene haben schon lange 
vor dem Aufkommen des wissenschaft-
lichen Naturschutzes bestimmte Ge-
biete geschützt und/oder nachhaltig 
bewirtschaftet. Durch die Einführung 
der neuen Governance-Typen werden 
diese Gebiete offi ziell als Naturschutz-
gebiete anerkannt. Die Rolle der lo-
kalen Bevölkerung und indigener Ge-
meinschaften im Naturschutz ist damit 
gestärkt. 

Der globale Klimawandel ist 
eine große neue Bedrohung 
für die biologische Vielfalt. 
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Japanische NGOs profi tieren 
von deutschen Erfahrungen
Auf dem Weg zur COP 10 der CBD in Nagoya

Bürgermeisterkonferenz vor der COP 9 
und die Kampagne „Local Action for 
Biodiversity“ des Städtenetzwerkes 
ICLEI hingewiesen. Dadurch könnten 
die CBD-Ziele bis zu den lokalen Ak-
teuren und Entscheidern herangetra-
gen werden.

Die Herausforderungen, vor denen 
jetzt die japanischen NGO stehen, 
gleichen denen der deutschen Ver-
bände im Jahr 2006, die sich daraufhin 
zur COP 9-Arbeitsgruppe im Forum 
Umwelt und Entwicklung zusammen-
fanden und das COP 9-Vorbereitungs-
projekt starteten. Die japanischen 
NGOs verabredeten auf dem Treffen, 
bis Ende Januar 2009 eine geeignete 
Organisationsstruktur zu diskutieren 
und zu beschließen. Darin wurden sie 
von deutscher Seite unterstützt, um 
möglichst früh mit den Vorbereitun-
gen für die COP 10 zu beginnen.

Symposium diskutiert NGO-
Schwerpunkte für die COP 10

Für den 14. November 2008 lud das 
Institute for Sustainable Energy Poli-
cies zum internationalen Symposium 
„Beyond the Toyako Summit – What 
is the target of Japanese Civil Socie-
ty?“ Toyako war der Veranstaltungs-
ort des japanischen G 8-Gipfels 2008, 
zu dem sich die japanischen NGOs in 
einem eigens gegründeten „G 8 Sum-
mit NGO Forum“ zusammengefunden 
hatten. Das Symposium diente dazu, 
Zukunftsstrategien für die beiden 
thematischen Schwerpunkte „Klima-
wandel“ und „Biologische Vielfalt“ zu 
diskutieren. 

Aus deutscher Sicht wurde mit einer 
Präsentation die Bedeutung der COP 10 
in Japan und die Rolle der NGOs ausge-
führt. Zunächst wurden die Beschlüsse 
der COP 9 und die Schwerpunkte der 
deutschen CBD-Präsidentschaft bis 
2010 erläutert. Anschließend wurden 
im Detail die Organisationsstruktur 
des deutschen COP 9-Projektes, der fi -
nanzielle Rahmen, die verschiedenen 

Aktivitäten und die Erfahrungen vor-
gestellt. In einem Workshop am Nach-
mittag diskutierte man mit Naoko Na-
kajima vom Umweltministerium über 
die Schwerpunkte der japanischen Re-
gierung für die COP 10. Sie erläuterte, 
dass man im Umweltministerium mit 
Hochdruck an den Vorbereitungen ar-
beite. Japan habe unter anderem die 
besonders schwierige Aufgabe, die 
Verhandlungen über ein ABS-Regime 
zu einem guten Abschluss zu bringen. 
Die Vertreter der japanischen NGOs 
thematisierten vor allem die Notwen-
digkeit einer fi nanziellen Unterstüt-
zung des Vorbereitungsprozesses, wie 
es das deutsche Umweltministerium 
getan habe, um die Beteiligung der 
zivilgesellschaftlichen Gruppen sicher-
zustellen. Zudem sei 2010 das Interna-
tionale Jahr der biologischen Vielfalt, 
das genutzt werden müsse, um die 
Bevölkerung in Japan intensiver mit 
einer Kampagne über die biologische 
Vielfalt zu informieren. Dazu seien 
starke NGOs als Partner erforderlich, 
die konstruktiv mit dem Umweltmini-
sterium kooperierten.

Die deutschen Erfahrungen wurden 
mit großem Interesse aufgenommen 
und sollen für eine enge Zusammen-
arbeit während der deutschen CBD-
Präsidentschaft bis zur COP 10 genutzt 
werden. 

Günter Mitlacher

Der Autor nahm als Koordinator des COP 9-Pro-
jektes für das Forum Umwelt & Entwicklung an den 
japanischen Vorbereitungen für die COP 10 CBD teil.

Die japanischen NGOs wollen ein Forum gründen, um sich besser auf die 
10. Vertragsstaatenkonferenz zur Konvention über die biologische Vielfalt (COP 
10 der CBD) vorzubereiten, die im Jahr 2010 in Nagoya stattfi nden wird. Vorbild 
ist dabei das Forum Umwelt und Entwicklung, über dessen Arbeit in der Vorbe-
reitung der COP 9 man sich bereits in Bonn im Mai erstmalig informiert hatte. 

Zur Vorbereitung eines COP 
10-Forums fand am 13. November 
2008 in Tokio eine dreistündige 

Zusammenkunft von rund 80 Interes-
sierten aus landesweit im Biodiversitäts-
schutz tätigen Organisationen und lokal 
aktiven Initiativen statt. Besonders en-
gagiert zeigte sich das „Forum for Bio-
diversity“ aus Nagoya, das die Aktionen 
in der gastgebenden Stadt koordinieren 
und neue Initiativen vor Ort anstoßen 
will. Die Initiatoren des NGO-Treffens 
waren Yasushi Hibi von Conservation 
International Japan, Hidenori Kusakari 
vom WWF Japan und Teppei Dohke von 
IUCN Japan. Mit von der Partie war auch 
Yuta Hayashi von der Jugendorganisati-
on SEED, die sich für Bildungsprojekte 
stark machen will. 

Deutsche Erfahrungen 
vorgestellt

Die Erfahrungen der deutschen NGOs 
in der Vorbereitung der COP 9 sollten 
genutzt werden und so wurde der Ko-
ordinator des COP9-Projektes eingela-
den und gebeten, über die Zusammen-
arbeit der deutschen NGOs im Forum 
Umwelt und Entwicklung untereinan-
der und mit der lokalen und internatio-
nalen NGO-Community zu berichten. 
Im Mittelpunkt der Diskussion stand die 
Frage, wie die Kooperation einerseits 
auf nationaler Ebene zu organisieren 
sei und wie andererseits die Zusam-
menarbeit mit dem lokalen Forum in 
Nagoya auszugestalten wäre. Die deut-
schen Erfahrungen zeigten, dass primär 
ein nationales Forum etabliert werden 
sollte, das sodann eng mit den lokalen 
Akteuren zusammenarbeitet. 

Wichtig ist den Japanern, dass die 
COP 10 von allen NGOs genutzt wird, 
um ein stärkeres Bewusstsein für die 
Themen der CBD insgesamt und die 
Probleme der biologischen Vielfalt in 
Japan zu fördern. Denn nur 3 der 47 
Präfekturen hätten bislang eine loka-
le Biodiversitätsstrategie beschlossen. 
Aus deutscher Sicht wurde z.B. auf die 

Hidenori Kusakari vom WWF Japan (l) und 
Teppei Dohke von IUCN Japan (r) leiteten die 
Diskussion der NGO-Runde. In der Mitte der 
deutsche Staffelstab für die COP 10.
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Waldschutz: Kehren vor der 
eigenen Haustüre
AG Wald engagiert sich für Nationalparke in Deutschland

hen. Denn die Forstwirtschaft in 
Deutschland kann die natürliche bio-
logische Vielfalt nicht ausreichend 
schützen.

Struktur- und 
artenarme Wälder

Von Natur aus bestünde der deut-
sche Wald zu drei Vierteln aus Bu-
chenwaldgesellschaften. Ihr natürli-
cher Lebenszyklus würde 300 bis 400 
Jahre dauern (bei Eichenwäldern gut 
600 Jahre), und entsprechend hoch 
wäre der Anteil wirklich alter Bäume, 
von denen das Überleben Tausender 
von Vogel-, Käfer- und Pilzarten ab-
hängt. Nadelwälder gäbe es nur auf 
drei Prozent der Waldfl äche. Die Rea-
lität sieht anders aus: Heute wachsen 
Buchenwälder nur noch auf 15 statt 
75 Prozent und Eichenwälder auf 10 
statt 18 Prozent der Waldfl äche. Der 
Flächenanteil der Nadelbäume wurde 
von drei auf 58 Prozent ausgedehnt. 
Holzplantagen leiden am meisten un-
ter Stürmen und Insektenplagen als 
Folgen des Klimawandels.

Fast alle Waldbäume werden im 
Alter von 80 bis 140 Jahren gefällt. 
Nur 2,3 Prozent von ihnen dürfen 
über 160 Jahre alt werden. Selbst in 
Naturschutzgebieten unterbleibt der 
Holzeinschlag nur auf kleinen Teilfl ä-
chen. In unseren Forsten gibt es viel 
zu wenig Totholz, das für Waldböden 
mit lockerer Struktur und mannigfal-
tigem Bodenleben sorgt. Damit auch 
anspruchsvolle, Totholz und Höhlen 
bewohnende Vogel-, Käfer- und Pilz-
arten existieren können, braucht ein 
Hektar (100 x 100 Meter) Wald wenig-
stens 40 Kubikmeter Totholz. Wälder 
die sich natürlich entwickeln können, 
reichern über sehr lange Zeit Biomas-
se an und speichern viel mehr Kohlen-
stoff als Wirtschaftswälder.

Nationale Strategie zur 
biologischen Vielfalt will 
neue Schutzgebiete

Die Bundesregierung hat am 
7.11.2007 in ihrer Nationalen Strate-
gie zur biologischen Vielfalt beschlos-
sen, bis zum Jahre 2020 auf fünf Pro-
zent der Waldfl äche eine natürliche 
Entwicklung zuzulassen. Das ist nur in 
streng geschützten Gebieten möglich, 
wobei nach Auffassung von Wissen-
schaftlern und Umweltverbänden für 
den Erhalt der biologischen Vielfalt 
mindestens 10 Prozent nötig sind. Die 
Bundesländer weigern sich noch, die-
ses Ziel im Staatswald umzusetzen, der 
immerhin der Wald aller Bürger ist.

AG Wald befürwortet einen 
Nationalpark Steigerwald

Im Anschluss an das Seminar sprachen 
sich die Verbände für die Einrichtung 
eines Nationalparks im Steigerwald aus 
und erklärten sich solidarisch mit den 
Zielen der lokalen Naturschützer und 
Initiativen, aus diesen Wäldern einen 
Nutzen für Natur und die betroffene 
Bevölkerung gleichermaßen zu ziehen. 
Die Ausweisung des ersten National-
parks in Franken wäre ein wichtiger 
Schritt zur Bewahrung unseres natio-
nalen Naturerbes. Deutschland muss 
wenigstens seine Hausaufgaben erledi-
gen und darf sich nicht damit begnü-
gen, Geld in Entwicklungsländer zu 
schicken, denn das Naturerbe Buchen-
wälder kann weder im Kongobecken, 
noch in Amazonien geschützt werden.

Weitere Aktivitäten der 
AG Wald geplant

Natürlich wurden auch andere The-
men besprochen und gemeinsame 
Aktionen geplant. So wurde ein Dis-
kussionspapier zum Thema REDD er-
arbeitet2, die Verbände engagieren 
sich gemeinsam gegen den illegalen 
Holzeinschlag und -handel und arbei-
ten nach wie vor zum Thema Zertifi -
zierungsinitiativen, die ja nicht nur im 
Wald, sondern inzwischen auch in an-
deren Sektoren (wie z.B. Bioenergie) 
an Bedeutung gewinnen.

László Maráz

Der Autor ist Koordinator der AG Wald im Forum 
Umwelt und Entwicklung, sowie Koordinator der 
Plattform nachhaltige Biomasse.
1  www.pro-nationalpark-steigerwald.de 
2 REDD: Reducing Emissions from Deforestation and 

Degradation bzw. die Verringerung von Emis-
sionen aus Entwaldung und Schädigung – von 
Wäldern. Siehe Diskussionspapier unter 
www.forumue.de

Die Mitgliedsorganisationen der AG Wald im Forum Umwelt & Entwicklung 
kümmern sich traditionell um Themen der internationalen Wald- und Entwick-
lungspolitik. Beispiele hierfür sind Kampagnen gegen illegalen Holzeinschlag 
und -handel, Schutz von Landrechten indigener Völker, Aktionen gegen zerstöre-
rische Politiken und Projekte sowie die Förderung bzw. kritische Begleitung von 
Waldzertifi zierung. Man kooperiert regelmäßig mit verbündeten Organisationen 
in den betroffenen Ländern und engagiert sich vor allem, wenn die Aktivitäten 
deutscher Firmen, Institutionen oder Verbraucher Probleme mit verursachen.

Mitte November trafen sich 
Mitglieder der in der AG 
Wald vertretenen Verbände 

mit lokalen Organisationen in einem 
Entwicklungsland: Deutschland. Denn 
in punkto Schutz der Biodiversität ist 
Deutschland nach wie vor ein Entwick-
lungsland. 

Entwicklungsland Deutschland
Mehrere Gründe sprachen dafür, 

das Seminar der AG Wald in einem 
der wertvollsten Buchenwaldgebiete 
Deutschlands durchzuführen, im Stei-
gerwald, der zwischen den Weltkul-
turerbestädten Bamberg und Würz-
burg liegt. Von ungeahnter Brisanz 
ist der erbitterte Widerstand von 
Lokalpolitikern und Teilen der Be-
völkerung gegen die vorgeschlage-
ne Ausweisung eines Nationalparks 
Steigerwald. So war es auch ein Ziel 
der Veranstaltung, den Freundes-
kreis Pro Nationalpark Steigerwald1

zu unterstützen, der vor allem vom 
Bund Naturschutz in Bayern, dem 
Landesbund für Vogelschutz und an-
deren Organisationen gebildet wird.

Wichtig war aber auch, eine Exkur-
sion in den Wald anzubieten, weil 
man so in Kontakt mit der Materie 
kommt und erahnen kann, welches 
Potenzial in unseren Wäldern steckt 
und welche Waldstrukturen für ei-
nen großen Teil der natürlichen Ar-
tenvielfalt von Bedeutung sind. Von 
den Eindrücken konnten die Teilneh-
mer auch bei anderen Diskussionen 
profi tieren, etwa bei den Debatten 
um Standards für die Zertifi zierung 
von Waldbewirtschaftung. 

Unter fachkundiger Führung des 
Forstbetriebsleiters Ulrich Mergner 
(Bayerische Staatsforsten) und des 
Käferexperten Georg Möller wurde 
schnell klar, dass in Deutschlands 
Wäldern erhebliche Defi zite beste-
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Trockene Debatten
7. Sitzung des Komitees zur Überprüfung der Implementierung 
der Desertifi kationskonvention1 verlief harmonisch

abschiedung des „10-Jahres-Strategie-
planes und Rahmens zur Förderung 
der Umsetzung der Konvention (2008-
18)“2 der 8.Vertragsstaatenkonferenz 
(VSK) der Desertifi kationskonvention 
(UNCCD) ab. Arbeitsprogramme von 
CRIC, CST, Sekretariat sowie des Glo-
balen Mechanismus (GM) sollen auf 
der Basis eines ergebnisorientierten 

Managements gestaltet werden und 
ihre Erfolge an konkreten Indikato-
ren messen lassen. Dies ist ein kleines 
Novum in der UN-Welt, für das Sekre-
tariat und Globaler Mechanismus Ent-
würfe geliefert hatten. Diese wurden 
lebhaft diskutiert und kommentiert, 
fanden aber überwiegend Zuspruch 
der Vertragsparteien.

Zudem wurden Indikatoren für das 
Monitoring des 10-Jahres-Strategie-
planes diskutiert und der Rahmen für 
ein neues Berichtsformat, bei dem 
der 10-Jahres-Strategieplan sowie die 
Fortschritte bei der nationalen Pla-
nung besonders berücksichtigt wer-
den, gesetzt.

Ein weiterer Punkt waren die Ver-
abschiedung von Empfehlungen für 
das Format künftiger CRIC-Sitzungen. 
Trotz der Mängel bei der Nutzung der 

Auch die sonst übliche Über-
prüfung der Fortschritte der 
Umsetzung der Desertifi kation 

anhand der Nationalberichte stand 
diesmal nicht an.

Stattdessen standen bei der 7. Sit-
zung des CRIC methodische Fragen im 
Vordergrund. Diese leiteten sich aus 
den Reformbeschlüssen und der Ver-

Pünktlich um 18 Uhr gingen am 14. November 2008 in Istanbul die zweiwö-
chigen Beratungen des Ausschusses zur Überprüfung der Umsetzung der Kon-
vention (Committee for the Review of the Implementation of the Convention, 
CRIC 7) und zur ersten außerordentlichen Sitzung des Ausschusses für Wissen-
schaft und Technologie (Committee for Science and Technology, CST-S1) der 
UNCCD zu Ende. Die Pünktlichkeit – ansonsten eher eine Seltenheit bei UN-Kon-
ferenzen – war nicht nur der professionellen Organisation des Gastgeberlandes 
Türkei und des UNCCD-Sekretariates geschuldet. Dazu beigetragen hatte auch, 
dass der übliche Zündstoff zwischen den Vertragsparteien – Finanzfragen und 
die Einrichtung regionaler Koordinierungsstrukturen – diesmal nicht auf der 
Tagesordnung stand.

Der Einfl uss des Klimawandels auf die Trockengebiete ist schon jetzt erkennbar und wird in den kommenden Jahren weiter zunehmen. 
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CRIC als Instrument für Dialog und 
Austausch über praktische Fragen der 
Desertifi kationsbekämpfung hatte 
die 8. Vertragstaatenkonferenz (VSK) 
der UNCCD im September 2007 des-
sen auslaufendes Mandat verlängert, 
gleichzeitig aber ein stärker dialogori-
entiertes Format verlangt.

Mehr wissenschaftliche 
Untermauerung der UNCCD

Aus Enttäuschung über die bisher 
erfolglosen Reformversuche und die 
weder fachlich überzeugenden noch 
politisch verwertbaren Arbeitsergeb-
nisse des CST verordnete die 8. Ver-
tragsstaatenkonferenz 2007 dem CST 
eine radikale Neugestaltung. Nach 
Vorbild des IPCC (Intergovernmen-
tal Panels of Climate Change sollen 
sich die künftigen CST-Sitzungen im 
Format einer internationalen wis-
senschaftlichen Konferenz mit nur 
einem, aber politisch relevanten The-
ma befassen. Die Vorbereitung der 
ersten Konferenz dieser Art wurde 
im Ausschreibungsverfahren in die 
Hände des Konsortiums „Dryland Sci-
ence for Development (DSD)“ (Part-
ner: European DesertNet, ICARDA/
ICRISAT, JRC? IES, und UNU-INWEH) 
gelegt. Zentrales Thema der ersten 
CST-Sitzung in neuem Stil im Hebst 
2009 ist die „Biophysikalische und 
sozioökonomische Beobachtung und 
Bewertung von Desertifi kation und 
Bodendegradation zur Unterstüt-
zung von Entscheidungsfi ndung beim 
Flächen- und Wassermanagement“ 
(„Bio-physical and socio-economic 
monitoring and assessment of deser-
tifi cation and land degradation, to 
support decision-making in land and 
water management“).

Paradigmenwechsel im 
Zeichen des Klimawandels

Klimawandel sei zwar ein Faktor, 
der zu Desertifi kation beiträgt, aber 
nur ein eher nachrangiger, so ein Pa-
radigma der UNCCD Verhandlungen 
von 1994. Lokal gesehen trifft dies 
nach wie vor zu. Degradierungser-
scheinungen in Trockengebieten sind 
in erster Linie Ergebnisse nicht nach-
haltiger Landnutzung, oft getrieben 
von Armut, negativen politischen 
Rahmenbedingungen und Mangel an 
Investitionen. 2008 aber rücken die 
Zusammenhänge zwischen Lande-
gradierung und Klimawandel zuneh-
mend in den Mittelpunkt der Diskus-

sionen der UNCCD. Die betroffenen 
Staaten fordern mehr Hilfe bei der 
Anpassung der besonders vulnerablen 
Trockengebiete an den Klimawandel. 
Das Sekretariat betont die Verant-
wortung der Staatengemeinschaft für 
die Auswirkungen des Klimawandels 
auf die Trockengebiete und die dar-
in lebende Bevölkerung, stellt aber 
auch den Beitrag der nachhaltigen 
Landnutzung für die Minderung des 
Klimawandels dar. 

Der zweite Paradigmenwechsel be-
trifft das Monitoring der Desertifi ka-
tion. Ausmaß und Dynamik der Deser-
tifi kation seien hinreichend bekannt 
um zu handeln, so die vorherrschende 
Meinung der UNCCD Verhandler in 
1994. Auch dies trifft lokal gesehen 
immer noch zu, politisch gesehen hat 
sich diese Einschätzung aber im Rück-
blick als fatal erwiesen. Fehlende be-
lastbare Nachweise über das Ausmaß 
und Dynamik der Desertifi kation so-
wie Erfolge bei ihrer Bekämpfung ha-
ben die Überzeugungsarbeit gegen-
über Finanzministern, Planern und 
Gebern erschwert und werden daher 
heute massiv eingefordert. Die Defi ni-
tion von einheitlichen, zumindest ver-
gleichbaren Indikatoren und ihre Er-
probung in der Praxis dreht sich auch 
14 Jahre nach Verabschiedung der 
UNCCD im Kreis. Es bleibt abzuwar-
ten, ob die Ergebnisse der kommen-
den CRIC den erhofften Durchbruch 
bringen.

Brodeln unter der Oberfl äche
Die Debatten in Plenum, interakti-

ven Dialogforen und Kontaktgruppen 
verliefen engagiert und konstruktiv. 
Sie mündeten in einem vergleichswei-
se raschen Konsens über den Endbe-
richt des CRIC-Chair, der Empfehlun-
gen für das weitere Vorgehen bis zur 
VSK 9 beinhaltet. Der allgemeinen 
Harmonie ungeachtet zeichnen sich 
aber auch Themen ab, die bei den 
Verhandlungen der 9. VSK im Oktober 
2009 stärkere Konfrontation zwischen 
G77 und Gebern erwarten lassen.

Leitthema zahlreicher Interventio-
nen der G 77 ist die aus ihrer Sicht 
unzureichende Finanzierung der UN-
CCD. Dabei wird vor allem das man-
gelnde und sinkende Geberinteresse 
im Vergleich zu Klima- und Biodiver-
sitätskonvention beklagt. 

Der Globale Mechanismus kon-
zentriert seine Arbeit auf die Unter-
stützung von „Integrierten Finan-

zierungsstrategien“. Nationale Pro-
gramme zur Umsetzung der UNCCD, 
bzw. Maßnahmen der nachhaltigen 
Landnutzung sollen in den natio-
nalen Haushalt und darüber hinaus 
auch als Priorität in die Verhandlun-
gen mit den Gebern verankern wer-
den. Damit soll der der Ausrichtung 
der Zusammenarbeit von Strategien 
und Haushaltsplanungen der Partner 
entsprechend der Erklärung von Paris 
Rechnung getragen werden. Wäh-
rend die meisten Geber diesen Ansatz 
befürworten, haben die G77 hierzu 
keine einheitliche Haltung. Der GM 
wird von einigen Ländern wegen sei-
nes großen Engagements gelobt, von 
anderen Entwicklungsländern hin-
gegen wird sein Vorgehen als nicht 
hinreichend signifi kant für die rasche 
Mobilisierung von Finanzmitteln ab-
gelehnt. Einige Entwicklungsländer, 
wie z.B. Nigeria, fordern die Integra-
tion des GM in das Sekretariat. Die 8. 
VSK hatte bereits eine Evaluierung 
der Rolle und Arbeitsweise des GM 
durch die Joint Inspection Unit (JIU) 
der Vereinten Nationen veranlasst, 
deren Ergebnisse zur 9. VSK vorlegen 
sollen und Klarheit über das künftige 
Vorgehen schaffen soll.

Die Neuorganisation des Sekretari-
ates entlang der Ziele der 10-Jahres-
strategie wird von fast allen Mitglieds-
ländern begrüßt. Die G77 fordert 
allerdings Ersatz für die entfallenen 
Regionaleinheiten des Sekretariats 
und drängt massiv auf die Schaffung 
regionaler Koordinierungseinheiten, 
die direkte Ansprechpartner und Ser-
viceprovider (Beratung bei Nationa-
len Aktionsprogrammen, Hilfe bei der 
Berichterstattung) für die nationalen 
Focal Points sein sollen. Für die 9. VSK 
ist daher mit intensiven Auseinander-
setzungen zur Frage der Regionalen 
Koordinierungsmechanismen sowie 
der hierfür erforderliche Finanzierung 
zu rechnen.

Die nächste Sitzung der Konventi-
onsgremien ist für Herbst 2009 (9. VSK 
und CRIC 8), wahrscheinlich in Genf, 
vorgesehen. 

Dr. Anneke Trux

Die Autorin ist Projektleiterin des „Konventionspro-
jekt Desertifi kationsbekämpfung“ bei der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) 
GmbH.
Der Beitrag gibt die persönliche Meinung der Autorin 
wieder.
1 (Committee for the Review of the Implementation 

of the Convention, CRIC 7)
2 (Dokument ICCD/COP(8)/10/Add.2)
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UN-Dekade „Bildung für 
nachhaltige Entwicklung“
Der Zukunft das Wasser reichen

Wasserproblematik erlebbar 
machen - Bildungsarbeit für 
nachhaltige Entwicklung

In 7 Workshops erfuhren die Teil-
nehmenden, wie (inter)kulturelle, 
ästhetische, philosophische, partizi-
pative, politische und wirtschaftliche 
Zugänge zum Thema Wasser lebens- 
und praxisnah geschaffen werden 
können. So entstanden z.B. aus der 
künstlerischen Auseinandersetzung 
der TeilnehmerInnen mit dem virtu-
ellen Wasser unter Leitung der Köl-
ner Künstlerin Sigrid Lange mehrere 
Landartobjekte, die sehr sinnfällig 

Wasser ist eines der wichtigsten Schlüsselthemen nachhaltiger Entwicklung. 
Die Deutsche UNESCO-Kommission hatte Wasser als Jahresthema 2008 der UN-
Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ ausgerufen. Die Arbeitsgemein-
schaft Natur und Umweltbildung (ANU), Bundesverband und Landesverband 
Bayern zeigte in Kooperation mit dem Bayerischen Staatsministerium für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz sowie der Evangelischen Akademie 
Tutzing, wie das Thema lustbetont und handlungsorientiert vermittelt werden 
kann. 

Obwohl bei uns Wasser im 
Überfl uss und Trinkwasser in 
hoher Qualität zur Verfügung 

stehen, sind wir Teil der globalen Was-
serkrise. 4000 l virtuelles Wasser nutzt 
jede(r) von uns täglich unter anderem 
durch das, was wir essen. Längst ist die 
Basis des Lebens zum blauen Gold, ist 
Wasser zum Wirtschaftsfaktor gewor-
den. Doch was nichts kostet ist auch 
nichts wert, oder doch? Um heraus-
zufi nden, ob dies stimmt, wurden auf 
einem Straßentheater-Workshop mit 
Jörg Isermeyer vom Grips The-
ater Berlin Passanten mit der 
Behauptung konfrontiert, dass 
der Starnberger See von einem 
Wirtschaftsunternehmen ge-
kauft und vermarktet werden 
soll. Etliche Personen waren da-
rauf hin bereit, durch Ankauf 
eines Seeanteils in Form einer 
„Seeaktie“ dies zu verhindern. 
In einem spannenden Streit-
gespräch zwischen dem Unter-
nehmer Norbert Rethmann und 
Jens Loewe vom Städtebündnis 
Wasser in Bürgerhand wurde 
deutlich, wie schwierig und 
komplex das Thema Wasser als 
Menschenrechtsgut nicht nur 
unter globaler Betrachtung ist. 

Der Philosoph Prof. Dr. Meyer-Abich 
spannte den Bogen von der Weite 
und Stille des Wassers über die vier 
Elemente zur (Kultur)Geschichte der 
Menschen, die sich immer an den 
Ufern von Wasser vollzieht. Wasser 
muss immer in die Dimension „Nord-
Süd“ gebracht werden, was wir mit 
dem „virtuellen Wasser“ beschreiben, 
so Michael Windfuhr von Brot für die 
Welt. Er betonte die Verantwortung 
der Ersten Welt, Zugang und Vertei-
lung des Wassers im Sinn der globalen 
Gerechtigkeit partizipativ zu regeln.

und ästhetisch schön auf die Menge 
virtuellen Wassers verweisen, die zur 
Herstellung verschiedener Produkte 
unseres täglichen Lebens notwendig 
sind. 

Im Markt der Möglichkeiten der 
Tagung zeigten neben bundesweiten 
Anbietern auch Projekte der Wasser-
kampagne in einer lebendigen Aus-
stellung, wie kreativ, interaktiv und 
methodisch vielfältig das Thema Was-
ser für unterschiedliche Milieus und 
Kunden vermittelt werden kann. Z.B. 
machte Wasser in edlen Glaskaraf-
fen, durch Edelsteine energetisiert, 

die Kostbarkeit 
unseres Trink-
wassers sinnlich 
erfahrbar und 
zeigte, dass es 
eine gesunde 
Alternative es zu 
den oft schlech-
teren und teuren 
Mineralwässern 
darstellen kann. 

Die ANU-
Bundestagung 
schaffte es in ei-
ner von Leichtig-
keit getragenen 
Atmosphäre, das 
Thema Wasser 

in seiner Tiefe zu erfassen und viele 
Facetten der Bildungsarbeit im Sin-
ne nachhaltiger Entwicklung darzu-
bieten. Sie zeigte das, was es derzeit 
bundesweit an innovativen Projekten 
dazu gibt, gab mit kreativen und par-
tizipativen Methoden neue Anregun-
gen und ermöglichte viel Austausch. 
Die online–Dokumentation der Vorträ-
ge folgt Ende Dezember unter www.
umweltbildung-in-bayern.de. 

Marion Loewenfeld

Die Autorin ist erste Vorsitzende der Arbeitsgemein-
schaft Natur- und Umweltbildung (ANU) Bayern.

Fotos: Sigrid Lange
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Welttoiletten Tag 2008
Eine Sitzung auf dem Washingtonplatz

die Existenz des Slum-
gebietes, und so bleiben 
die Menschen allein mit 
ihren sanitären Proble-
men. Anstelle von Toi-
letten verwenden viele 
Menschen Plastiksäck-
chen für die Notdurft, wie es hierzu-
lande Tierfreunde noch nicht einmal 
ihren Katzen oder Hunden zumuten 
würden.

Die eingetüteten Exkremente wer-
den anschließend einfach weggewor-
fen, so dass diese zum deutlichen Sinn-
bild für die sanitäre Misere in Kibera 
und anderswo auf der Welt werden.

Die Grubenlatrinen, die während 
Regenzeiten in der „Dritten Welt“ oft 
einfach überlaufen wie in Deutsch-
land die Gullys, sind eine Ursache für 
die fast unaufhaltsame Ausbreitung 
von Infektionskrankheiten. 

Besonders Frauen und Mädchen in 
diesen Ländern leiden unter der prak-
tisch nicht vorhandenen sanitären Ver-
sorgung. Scham und Religion zwingen 
sie, kilometerweite Märsche in Kauf 
zu nehmen, um ihre Notdurft an ver-
steckten, nicht einsehbaren Plätzen 
verrichten zu können. 

Je enger die Menschen zusammen-
leben, desto mehr werden menschli-
che Würde und Gesundheit gefährdet, 
wenn Toiletten fehlen. 

50 Keramiktoiletten nahe 
dem Hauptbahnhof

Um dies plastisch ins Blickfeld der 
Busfahrenden (und nicht Busfahren-
den) Berliner zu rücken, wurden auf 
dem Washington-Platz am 19. No-
vember anlässlich des „world toilet 
day“ fünfzig Keramiktoiletten nahe 
dem Busbahnhof und der dicht befah-
renen Straße aufgestellt, von denen 
jede einzeln stellvertretend für die 

Sanitärkonzepte steht, die dringend 
weiterentwickelt und auch gefördert 
werden müssen.

Die Vertreter der einzelnen initiie-
renden Vereine stellten in kurzen und 
prägnanten Reden ihre Forderungen 
und Konzepte vor, bevor ein gemein-
sam ausgearbeitetes Positionspapier 
vorgestellt wurde, welches unter dem 
Motto „100.000 zukunftsfähige Toi-
letten machen Schule“ vom Staats-
sekretär des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ), Herrn Erich Sta-
ther, entgegengenommen wurde.

Neben dem Positionspapier standen 
auch die verschiedenen Alternativ-Toi-
lettenmodelle im Vordergrund, welche 
gut sichtbar auf dem Sprecherpodium 
aufgebaut waren. Größtenteils han-
delte es sich hierbei um Trockentoi-
letten und/oder Modelle, welche fe-
ste und fl üssige Fäkalien automatisch 
trennen und so auch insbesondere die 
ökologische Umwandlung der Exkre-
mente in beispielsweise Biogas extrem 
vereinfachen.

Die Aktion auf dem Washington-
platz hat den eher unbekannten 
„Welttoiletten-Tag“ in diesem Jahr 
auf recht humorvolle und anschauli-
che Weise in den Fokus der Öffentlich-
keit gerückt. Interessierte Fragen und 
Annäherungen gab es von fast allen 
Passanten, so dass dieser Aktionstag 
im übertragenen Sinne KEIN „Griff ins 
Klo“ war.

Laura Sophie Glienke
Die Autorin arbeitet für die Grüne Liga Berlin.

Der 19. November ist der 323. Tag des Gregorianischen Kalenders 
(der 324. in Schaltjahren) außerdem ist es der Tag, an dem 1905 
die Allgemeine Berliner Omnibus AG  die beiden ersten motori-
sierten Omnibusse in Berlin verkehren ließ. Und was wären die 
Berliner/-innen ohne ihre Busse? Würde man ihnen diese neh-
men, wäre es, als nähme man einem Menschen in unserer Ge-
sellschaft das Recht auf sanitäre Grundversorgung. Weit mehr als 
ein Drittel der Weltbevölkerung lebt allerdings heute ohne eine 
solche angemessene sanitäre Versorgung – und wahrscheinlich 
größtenteils auch ohne Busse. Daher fi ndet alljährlich am 19. No-
vember der „World Toilet Day“ statt.

Dieses Jahr fi ndet der Tag in 
einer ganz besonderen Kon-
stellation statt, denn 2008 le-

ben wir nicht nur im internationalen 
Jahr der Kartoffel, welches manchem 
Deutschen exorbitant wichtig erschei-
nen mag, wir zelebrieren gleichzeitig  
das „International Year of Sanitation 
“ oder ganz ohne Anglizismen ge-
sprochen, das „Internationale Jahr 
der sanitären Grundversorgung“, zu 
welchem die UN dieses Jahr offi ziell 
erklärte.

Das inzwischen über acht Jahre alte 
Millenniumsentwicklungsziel (MDG) 
– den Anteil der Menschheit ohne sa-
nitäre Grundversorgung weltweit bis 
2015 zu halbieren liegt in diesem Jahr 
immer noch in weiter Ferne, weshalb 
am diesjährigen 19. November mit ei-
ner öffentlichkeitswirksamen Aktion 
auf dem Washingtonplatz nahe dem 
Hauptbahnhof, initiiert vom Berliner 
Wassertisch, BORDA (Bremen Over-
seas Research and Development Asso-
ciation), GTO (German Toilet Organi-
zation), der GRÜNEN LIGA, SODI (So-
lidaritätsdienst International) und den 
WECF (Women in Europe for a Com-
mon Future) auf das bestehende Pro-
blem aufmerksam gemacht wurde.

Kibera – größtes 
Slumgebiet Afrikas

Im größten Slumgebiet Afrikas, Ki-
bera leben etwa eine Millionen Men-
schen. Kaum einer von ihnen ist wohl 
schon einmal Bus gefahren, so wie es 
Millionen Berliner täglich tun. Zwei 
drittel der Kenianer in Kibera hat 
nicht einmal Zugang zu einer Toilet-
te. Wäre dies in Berlin der Fall, würde 
man seinen Vermieter anrufen und 
sich an zuständige Behörden wenden. 
Doch die Stadtverwaltung der kenia-
nischen Hauptstadt Nairobi ignoriert 
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Die Finanzkrise ist auch 
eine Wohnungskrise 
Pakt für soziale und nachhaltige Investitionen gefordert

Im Vorfeld des Krisengipfels in Washington im November haben die internati-
onalen Habitat-Netzwerke (u.a. Habitat International Coalition HIC, Internati-
onal Alliance of Inhabitants IAI, COHRE) und diverse Einzelorganisationen an 
die G 20 appelliert, einen „globalen Pakt“ für eine soziale und nachhaltige Sied-
lungsentwicklung zu schaffen. 

Neben den Finanzmärkten, so 
die Forderung, müssen auch 
die Boden- und Immobilien-

märkte reguliert werden. Anstatt 
unvorstellbare Summen für Bank-
bürgschaften und nicht-nachhaltige 
Konjunkturprogramme zu verpulvern, 
müsse es im Rahmen eines „Green New 
Deal“ ein koordiniertes Vorgehen der 
Staaten zur Überwin-
dung des Wohnungse-
lends und für nachhal-
tige Investitionen in die 
Stadtteile und die lokale 
Infrastruktur geben.  Die 
Kernforderung richtet 
sich auf öffentliche Inve-
stitionsprogramme für 
den Wohnungsbau und 
die lokale Infrastruktur, 
die energetische Erneu-
erung von Wohnungs-
beständen und vor 
allem: die Verbesserung 
der Lebensbedingungen 
von weltweit schät-
zungsweise 1 Milliarde 
Menschen, die unter 
Elends-Bedingungen in 
„Slums“ oder ganz ohne 
Dach über dem Kopf hausen.

Wohnen im Eigenheim
Die Organisationen erinnern daran, 

dass von den Privatisierungs- und De-
regulierungsrunden der neo-liberalen 
Globalisierung gerade auch soziale 
Wohnungsbauprogramme in den 
industrialisierten Staaten betroffen 
waren. Soziale und öffentliche Woh-
nungen wurden im großen Stil priva-
tisiert. Das „Wohnen im Eigenheim“ 
wurde zur global verpfl ichtenden 
Leitideologie. 

Obwohl die Geschichte der europä-
ischen Urbanisierung gezeigt hatte, 
dass eine halbwegs befriedigende so-
ziale Stadtentwicklung massive Ein-
griffe in die privaten Bodenmärkte 
sowie Staatsinterventionen in die öf-

fentliche Infrastruktur und die Immo-
bilienfi nanzierung erforderlich macht, 
wurde über drei Jahrzehnte genau das 
Gegenteil gemacht. 

In Ermangelung von Alternativen 
wurde für verarmte ArbeiterInnen 
und Mittelschichten auch in Industrie-
staaten, z.B. in den USA, das private 
Eigentum zur einzigen Perspektive, 

sich angemessen mit Wohnraum zu 
versorgen. Entsprechend wurde - mit 
staatlicher Hilfe – das Eigenheim-
Finanzierungssystem in den USA 
aufgestellt. Die Ermöglichung von 
„Subprime“-Hypotheken ersetzte die 
direkte Wohnraumförderung.

Nach dem Platzen der Dotcom-Blase 
fand das durch radikale Deregulie-
rung und Umverteilung der Einkom-
men angehäufte Finanzkapital in der 
Finanzierung der Wohnimmobilien 
ein vorbereitetes Anlagefeld. Die Sen-
kung der Leitzinsen und die Erfi ndung 
immer undurchsichtigerer Verbriefun-
gen halfen, diesen von vornherein auf 
Sand gebauten Boom international 
anzuheizen. Nach den Hauspleiten 
gehören die Agenten der Deutschen 
Bank in den Armutszonen der US-

Städte heute zu den größten Grund-
eigentümern. Und es waren nicht 
zuletzt deutsche Landesbanken, die 
mit dem amerikanischen Traum von 
Eigenheim auf Pump Geld scheffeln 
wollten. Ebenso haben angelsäch-
sische Investmentfonds gleichzeitig 
zum Hauspreisrennen in den USA die 
niedrigen Zinsen genutzt, um u.a. in 
Deutschland auf Pump riesige Woh-
nungsbestände zu kaufen. 

Konkurs durch Kreditklemme
Der Rolle des Immobiliensektors bei 

der Entstehung der Blase entsprechen 
die radikalen Auswirkungen des Plat-
zens dieser Blase, zunächst vor allem in 
den USA, wo Millionen nach Insolven-
zen ihre Häuser und Mietwohnungen 
verloren haben. Es ist nur eine Frage 
der Zeit, dass es auch in Deutschland 

– nach Großbritannien und 
Spanien - aufgrund der Kre-
ditklemme vermehrt zu Plei-
ten von Immobilien-Investo-
ren kommt. Die ersten Fonds 
mussten wegen der Kredit-
klemme bereits Konkurs an-
melden. Bedenkt man die 
sich abzeichnenden Folgen 
für die Kommunalfi nanzen, 
stehen wir auch in Deutsch-
land vor einer Phase umfas-
sender Desinvestitionen in 
die Infrastruktur. 

Unterdessen haben die 
Staaten unvorstellbare Sum-
men bereitgestellt, um Ban-
ken oder Autoindustrie zu 
retten. Von einer Korrektur 
der verfehlten Wohnungs- 
und Stadtpolitik, von dem 

Skandal, dass Trillionen Euro ver-
brannt werden, während eine Milliar-
de Menschen weltweit in absolutem 
Wohnungselend haust, sprechen die 
Regierenden auf internationaler Ebe-
ne bislang aber kaum.

Jeder Euro, der jetzt in die Schaf-
fung von angemessenem Wohnraum, 
die Rückgewinnung sozialer Kon-
trolle über die Bodenmärkte und die 
den nachhaltigen Umbau lokaler In-
frastruktur gesteckt wird, ist neben 
einem Beitrag zur Belebung der Kon-
junktur eine Investition in die Zukunft 
nach dem Crash.

Knut Unger

Der Autor ist Koordinator der AG Habitat im Forum 
Umwelt und Entwicklung.

Der Aufruf an die G 20 fi ndet sich unter 
www.reclaiming-spaces.org

Vom 23. bis 25. November fand in Marseille ein Treffen europäischer 
Wohnungsbauminister statt. Mit einer Demonstration durch die Rue de 
la Republique unterstrichen Mieter- und Wohnungslosenbewegungen 
ihre Forderungen nach einem einklagbaren Recht auf Wohnraum, 
Stadtzentren für alle und einer Beendigung der Spekulation. 
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Nach dem Gipfel 
ist vor dem Gipfel
Doha-Konferenz im Schatten der G20

G77, der sich letztlich weder die USA 
noch Japan, Kanada, Australien und 
Neuseeland widersetzen konnten. 

Die Doha-Deklaration bestätigt zu-
nächst die Ziele und Verpfl ichtungen 
des Monterrey-Konsens und kündigt 
an, die politischen Anstrengungen 
zur Erreichung der internationalen 
Entwicklungsziele zu verstärken. Wie 
dies geschehen soll, beantworten die 
Regierungen aber hauptsächlich mit 
allgemeinen Absichtserklärungen. 

Entwicklungsfi nanzierung 
stagniert

Aufgrund der realwirtschaftlichen 
Auswirkungen der globalen Finanzkri-
se werden insbesondere die ärmsten 
Länder zusätzliche Finanzmittel zur 
Krisenbewältigung und MDG-Finan-
zierung benötigen. Jüngsten OECD-
Schätzungen zufolge steigt durch die 
Finanzkrise die Gefahr, dass Entwick-
lungshilfegelder zur Reduzierung sy-
stemischer Risiken in Schwellenländer 
und Länder mit mittlerem Einkommen 
umgeleitet werden, und dadurch die 
Zusagen für die ärmsten Entwick-
lungsländer sinken könnten. Die Ab-
schlusserklärung von Doha fordert 
folgerichtig die reichen Staaten dazu 
auf, zu ihren früheren Versprechen zu 
stehen und zusätzliche und konkrete 
Schritte zu unternehmen, um 0,7 Pro-
zent ihres Bruttonationaleinkommens 
für Entwicklungshilfe aufzuwenden. 
Als positives Beispiel wird der Stufen-
plan der EU genannt, der vorsieht, 
diesen Anteil bis zum Jahr 2010 auf 
0,56 Prozent und bis 2015 auf 0,7 Pro-
zent zu steigern. Allerdings weißt der 
internationale ODA-Trend derzeit in 
die entgegengesetzte Richtung.

Kooperation in 
Steuerfragen gestärkt

Die Doha-Deklaration sieht grund-
sätzlich vor, die institutionellen Vor-
aussetzungen für die internationale 
Steuerkooperation unter dem Dach 
der UN zu stärken. Die Entscheidung 

über die von zivilgesellschaftlicher Sei-
te im Vorfeld geforderte Aufwertung 
des für Steuerfragen zuständigen UN-
Expertenausschusses zu einem zwi-
schenstaatlichen Gremium wurde al-
lerdings auf 2009 vertagt. Angesichts 
der zähen Fortschritte in den offi ziel-
len Verhandlungen stieß die deutsche 
Initiative für einen Internationalen 
Pakt gegen Steuerfl ucht (Internatio-
nal Tax Compact) in Doha auf großes 
Interesse. Norwegen, Chile, Uganda, 
Südafrika, Guatemala und Frankreich 
haben bereits angekündigt, sich an 
der Initiative zu beteiligen. Im Februar 
2009 soll ein erstes Treffen im Rahmen 
dieser Initiative stattfi nden.

Neue UN-Konferenz bewahrt 
UN vor Bedeutungslosigkeit

Der wohl sichtbarste Erfolg der 
Doha-Konferenz ist die Verständigung 
auf eine weitere internationale Kon-
ferenz auf höchster politischer Ebene, 
die sich mit der globalen Wirtschafts- 
und Finanzkrise und ihren Auswirkun-
gen auf die Entwicklungsländer befas-
sen soll. Die USA hatten bis zuletzt ver-
sucht, diese Entscheidung zu blockie-
ren oder zumindest abzuschwächen. 
Nun sollen bis Ende März 2009, und 
damit noch vor dem nächsten G20-
Gipfel am 2. April 2009 in London, die 
Modalitäten dieser Konferenz von der 
UN-Generalversammlung beschlossen 
werden. Zugleich wird die vom Prä-
sidenten der Generalversammlung 
eingesetzte „Stieglitz-Kommission“ 
zur Reform des internationalen Wäh-
rungs- und Finanzsystems ihre Ar-
beit Anfang 2009 aufnehmen. Damit 
konnte verhindert werden, dass sich 
der politische Diskurs über die Reform 
der internationalen Wirtschafts- und 
Finanzarchitektur vollständig aus den 
Vereinten Nationen in den Club der 
G20 verlagert. 

Jens Martens/Klaus Schilder.

Jens Martens ist Leiter des Europa-Büros des Global 
Policy Forums, Klaus Schilder ist Referent für Entwick-
lungspolitik bei Terre des Hommes.

Eine ausführlichere Fassung des Artikels fi nden Sie 
im Informationsbrief Weltwirtschaft & Entwicklung 
12/2008

Der vollständige Text des Doha-Abschlussdokuments 
fi ndet sich unter www.un.org/Docs/journal/asp/
ws.asp?m=A/CONF.212/L.1/REV.1. Eine Bewertung 
der Doha NGO-Gruppe fi ndet sich unter www.un-
ngls.org/site/doha2008_article.php3?id_article=650

1 Der vollständige Titel der Konferenz lautete “Fol-
low-up International Conference on Financing for 
Development to Review the Implementation of the 
Monterrey Consensus”, www.un.org/esa/ffd/doha/

Vom 29. November bis 2. Dezember fand die zweite UN-Konferenz über Ent-
wicklungsfi nanzierung1 in Doha, der Hauptstadt des Golfemirats Katar, statt. 
Sie stand im Schatten des G20-Krisengipfels, zu dem der scheidende US-Präsi-
dent Bush zwei Wochen zuvor nach Washington eingeladen hatte. 

Die Blockadehaltung der abge-
wählten US-Regierung und die 
politischen Divergenzen im La-

ger der G77 prägten die Doha-Konfe-
renz und ließen zeitweise ein völliges 
Scheitern des Treffens befürchten. 
Dass am Ende ein Minimalkonsens 
verabschiedet wurde, kann ange-
sichts dieser Rahmenbedingungen 
schon als Erfolg gewertet werden. 
Als wichtigstes Ergebnis beschlossen 
die Staaten, eine UN-Konferenz über 
die globale Wirtschafts- und Finanz-
krise und ihre Auswirkungen auf die 
Entwicklungsländer durchzuführen. 
Diese Entscheidung ist bedeutsam, 
denn damit überlassen die Vereinten 
Nationen die politische Bearbeitung 
der globalen Finanzkrise nicht allein 
der G20.

Die UN-Konferenz stand ganz im 
politischen Schatten der Beschlüsse 
des G20-Gipfels vom 15. November 
in Washington. Dort hatten sich die 
Staats- und Regierungschefs der wich-
tigsten Industrie- und Schwellenlän-
der bereits auf erste Schritte im glo-
balen Krisenmanagement verständigt. 
Zugleich waren von der abgewählten 
Bush-Regierung in Doha keine Zuge-
ständnisse gegenüber den Ländern 
des Südens oder gar neue politische 
Initiativen zu erwarten. 

Als Reaktion darauf blieben nicht 
nur die meisten Staats- und Regie-
rungschefs aus den OECD-Staaten 
dem UN-Gipfel in Doha fern, sondern 
auch die Spitzenvertreter der wichtig-
sten Schwellenländer, allen voran Chi-
na, Indien und Brasilien. Ein zusätz-
licher Grund dafür war die Ungewis-
sheit über das zu erwartende Ergebnis 
von Doha. Noch zu Konferenzbeginn 
standen zwei Drittel des Abschluss-
textes zur Disposition – selbst für UN-
Verhältnisse eine denkbar schlechte 
Ausgangssituation. Dass am Ende mit 
der „Doha Declaration on Financing 
for Development“ noch ein Konsens 
erzielt wurde, lag vor allem an der 
Kompromissbereitschaft von EU und 
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PublikationenGeschlechter-
gerechtigkeit 

als Basis für nach-
haltige Klimapolitik 

Die Debatten um Klima-
gerechtigkeit haben die 
Türen weit geöffnet für ein 
Thema, das in den Klima-
verhandlungen lange Zeit 
unterbelichtet war: die Ge-
schlechtergerechtigkeit. Das 
zeigt sich in der wachsen-
den Anzahl von Organisa-
tionen, die sich des Gender 
& Klima-Themas annehmen, 
und in vielen Papieren und 
Artikeln. Woran es den Or-
ganisationen und den Papie-
ren häufi g mangelt, ist eine 
grundlegende theoretische 
Analyse, auf deren Basis die 
Perspektive der Geschlech-
tergerechtigkeit behandelt 
wird. Die AG Frauen im Fo-
rum Umwelt & Entwicklung 
und genanet – Leitstelle 
Gender Umwelt Nachhaltig-
keit, haben sich dieser He-
rausforderung gestellt und 
wagen einen ersten Schritt, 
um diese Lücke zu füllen. 
Dieses Ergebnis wird in die-
ser Broschüre in drei Teilen 
unter drei unterschiedlichen 
Gesichtspunkten vorgestellt. 
Trotz unterschiedlicher An-
sätze und Positionen ma-
chen die Beiträge eines 
deutlich: Es kann nicht aus-
reichen, dem Klimawandel 
bzw. dessen Verminderung 
als neuer Herausforderung 
mit alten Antworten zu be-
gegnen. Vielmehr ist die 
grundsätzliche Frage nach 
gesellschaftlichem Wandel 
aufgeworfen. 
Bezug: Forum Umwelt & 
Entwicklung, Koblenzerstr. 
65, 53173 Bonn, Tel.: 0228-
359704, Fax: 92399356, 
E-Mail: info@forumue.
de, www.forumue.de.

Globale Land-
wirtschaft: 

Wer will was? – 
Synopse 7 aktueller 
Konzepte zur länd-
lichen Entwicklung 
und Landwirtschaft

Die ‚Wiederentdeckung‘ 
der Landwirtschaft als Ent-
wicklungsmotor ist nicht 
mehr die allerneuste Schlag-
zeile. Logische Konsequenz, 
dass sich diese Erkenntnis 
mittlerweile vielfältig auf 
der internationalen Entwick-

lungsagenda niederschlägt. 
Auf institutioneller Ebene 
mündet sie in einer Vielzahl 
‚neuer‘ Entwicklungskon-
zepte und Initiativen. Dieser 
Trend wurde jüngst durch 
die Verschärfung der Hun-
gersituation in vielen Län-
dern im Zuge der Preisex-
plosion bei Grundnahrungs-
mitteln weiter verstärkt. 
Gemein ist den Konzepten 
und Initiativen die Anerken-
nung der herausragenden 
Rolle der Landwirtschaft für 
die Hunger- und Armuts-
bekämpfung und als Mo-
tor einer gesamtstaatlichen 
Entwicklung. Abseits dieser 
grundlegenden Gemeinsam-
keiten unterscheiden sich 
die Rezepturen zur Entwick-
lung des ländlichen Raums 
sowie die diesen zugrunde 
liegenden Visionen an vie-
len Punkten erheblich, sind 
z.T. gar widersprüchlich.

Grundsätzlich stellt sich 
für die Zivilgesellschaft an-
hand der vielen unterschied-
lichen Dokumente die Frage, 
wie man sich gegenüber der 
Vielzahl von Konzepten und 
Strategien positioniert, wel-
chen Stellenwert man den 
einzelnen Konzepten ein-
räumt. Einen detaillierteren 
Vergleich der verschiedenen 
Konzepte vorzunehmen ist 
daher logischer Schluss, um 
diese aus Sicht der NRO bes-
ser einordnen zu können, 
eine klarere Abgrenzung 
vornehmen zu können und 
vor allem sich gemeinsam zu 
positionieren. Die Synopse 
soll als Hilfestellung für sol-
ch eine Positionierung be-
trachtet werden.

Bei einer Zusammenfas-
sung und Bewertung von 
Dokumenten von über 300 
Seiten, führt die Reduktion 
zwangsläufi g zu einer Ver-
nachlässigung einiger nicht 
minder relevanter Themen 
(bspw. Fragen der Ökolo-
gie). Der inhaltliche Fokus 
dieser Synopse liegt auf 
den Themen Hunger- & Ar-
mutsbekämpfung, margina-
lisierte Gruppen (Kleinbäu-
erInnen, Frauen...), Stellen-
wert von Technologie und 
lokalem Wissen, Bedeutung 
von Handels- und Markta-
spekten sowie der Rolle von 
Staat, Privatwirtschaft und 
Zivilgesellschaft.
Bezug: Forum Umwelt & 
Entwicklung, Koblenzerstr. 
65, 53173 Bonn, Tel.: 0228-
359704, Fax: 92399356, 
E-Mail: info@forumue.
de, www.forumue.de.

Wir Schwätzer im 
Treibhaus. Warum die 
Klimapolitik versagt. 

Ein sehr intelligentes Buch 
hat der Züricher Journalist 
Marcel Hänggi zur Klimapo-
litik geschrieben. Kann man 
bei der Buchstabenlawine 
zu diesem Thema überhaupt 
noch etwas Neues mitteilen? 
Man kann, wenn man ein 
unabhängiger und origi-
neller Kopf wie Hänggi ist, 
der sich von niemandem ver-
einnahmen lässt. Auch nicht 
von der Umweltbewegung. 
So kriegen denn alle der Rei-
he nach ein wenig den Kopf 
gewaschen. Die Klimaskep-
tiker mit ihrer ewigen Alles-
halb-so-wild-Neurose, aber 
auch Al Gore oder Nicholas 
Stern, die neuen Popstars 
der Klimapolitik, oder die 
Emissionshandelsgläubigen. 
Hänggi wirft Gore vor allem 
Unehrlichkeit vor. Der „ame-
rican way of life“ stehe beim 
früheren US-Vizepräsidenten 
letztlich nicht zur Dispositi-
on, stattdessen verbreite er 
den irrigen Glauben, es kön-
ne im Prinzip auf unserem 
Planeten alles weiterlaufen 
wie bisher - nur mit erneu-
erbaren Energien, anderen 
Autos und mehr Effi zienz 
statt der Kohle-, Gas- und 
Öl-Orgie. 

Das Buch ist keineswegs 
schweizlastig, es zeichnet 
bei vielen Punkten des Kli-
mawandels auch historische 
Linien nach und bringt viele 
neue Gedanken - eine höchst 
anregende, aktuelle Analy-
se der Klimapolitik. (http://
www.zeozwei.de/rubrik/ru-
briken/medien).
Bezug: Marcel Hänggi - Wir 
Schwätzer im Treibhaus. 
Warum die Klimapolitik 
versagt. Rotpunktverlag, 
Zürich, 2008, (21,50 EUR).

Der Nachhaltige 
Warenkorb aktuell 
– Ein Einkaufsfüh-
rer zum Ausprobie-
ren und Diskutieren

Wer sozial und ökolo-
gisch verantwortlich leben 
will, der kann das heute 
schon – ohne Komfortver-
zicht und ohne fi nanzielle 
Mehrbelastung. Wichtig ist, 
Gewohnheiten zu hinterfra-
gen. Das zeigt diese aktu-

elle Broschüre des Rates für 
Nachhaltige Entwicklung. 
Ganz gleich ob es um Le-
bensmittel, Kleidung, Spiel-
zeug, Hausgeräte, Mobilität, 
Geldanlagen oder den Haus-
bau geht: In nahezu allen 
Bereichen gibt es inzwischen 
Alternativen, bei denen die 
Anbieter auf ökologische 
und soziale Aspekte achten. 
Der Einkaufsführer wendet 
sich als Diskussionsangebot 
an Bürgerinnen und Bürger, 
Unternehmer, Politikerinnen 
und Experten. Unter www.
nachhaltiger-warenkorb.de 
können Interessierte bis zum 
27. Februar 2009 ihre Anre-
gungen und Kritik einbrin-
gen. Als Ergebnis des Dis-
kussionsprozesses wird der 
Rat für Nachhaltige Entwick-
lung im Sommer 2009 eine 
überarbeitete Fassung des 
Nachhaltigen Warenkorbs 
herausgeben. 

Nachhaltig leben heißt 
nicht kompliziert leben. Es 
kommt nur darauf an, ein ei-
genes Werteraster zu entwi-
ckeln und ihm konsequent zu 
folgen. Letztlich beeinfl usst 
jeder Einkauf die Produkt-
politik von Unternehmen 
und damit, wie Wirtschaft 
gestaltet wird. Zugegeben: 
Nicht immer ist es leicht. 
Soll man zum Beispiel lie-
ber konventionell erzeugte 
Äpfel aus der Region oder 
ökologische aus Neuseeland 
kaufen? Und was tun, wenn, 
wie beispielsweise in der 
Textilienbranche, die Infor-
mationen mangelhaft sind? 
Für solche Dilemmata, die 
sich im Alltag immer wieder 
stellen, fi ndet man im Nach-
haltigen Warenkorb prag-
matische „Faustregeln“. 
Denn die Autorinnen und 
Autoren wollen eine Brücke 
schlagen zwischen moder-
nen Lebensstilen und nach-
haltigem Konsum. 
Bezug: Rat für Nachhaltige 
Entwicklung, Geschäftsstelle 
c/o GTZ; Dr. Günther 
Bachmann, Tel.: 030-
408190122, Fax: 030-
408190125, E-Mail: 
guenther.bachmann@
nachhaltigkeitsrat.de, www.
nachhaltiger-warenkorb.de 
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Vom Wissen 
zum Handeln
2. Nationales Forum zur 
biologischen Vielfalt
15. Januar 2009
Frankfurt

Seit der Vorstellung der 
Nationalen Strategie zur 
biologischen Vielfalt im De-
zember 2007 ist viel gesche-
hen. Seit September 2008 
wird im Rahmen von Dialog-
foren mit den Akteursgrup-
pen an konkreten Schritten 
zur Umsetzung der Natio-
nalen Biodiversitätsstrategie 
gearbeitet.

Am 15. Januar 2009 sind 
alle Aktiven und Interessier-
ten eingeladen, auf dem 2. 
Nationalen Forum zur bi-
ologischen Vielfalt unter 
dem Motto „Vom Wissen 
zum Handeln“ folgendes zu 
diskutieren: Wie kann bio-
logische Vielfalt stärker im 
gesellschaftlichen Bewusst-
sein verankert werden? Was 
sagen Fachleute aus Me-
dien und Trendforschung? 
Welche Rolle hat die Poli-
tik? Welche Verantwortung 
übernehmen Unternehmen? 
Welche Rolle kommt der 
Wissenschaft zu? Namhafte 
Persönlichkeiten, engagierte 
Fachleute und auch Jugend-
liche, die Verantwortungs-
träger von morgen, werden 
auf dem 2. Nationalen Fo-
rum zu diesen Fragen Rede 
und Antwort stehen.
Informationen:
Agnes Dittmar und 
Ana Isabel Eichel
IFOK
Tel.: 06251-8416951
E-Mail: biodiv@ifok.de
www.biologischeVielfalt.de

Reisen verbindet? 
Ökologisch nach-
haltig und ethisch 
refl ektiert reisen
Seminar
13. – 15. Februar 2009
Ammersbek

Reisen in Länder des Sü-
dens öffnet Horizonte und 
gibt Einblicke in neue, an-
dere Welten und Lebenswei-
sen. Fern vom täglichen Le-
bensrhythmus sind Reisende 
auf der Suche nach ‚dem 
Anderen‘, nach Ablenkung, 
Ursprünglichkeit und Ent-
spannung. Auf diesem Se-
minar werden verschiedene 

Dimensionen des Reisens 
kritisch betrachtet und es 
wird die Frage gestellt, ob 
es Möglichkeiten gibt, wie 
Menschen sozial und öko-
logisch verträglich und vor 
allem bewusst reisen kön-
nen.

Ein weiterer Blick ist die 
Sicht auf MigrantInnen in 
Deutschland und in touri-
stischen Ländern des Sü-
dens. Mit Hilfe abwechs-
lungsreicher Methoden soll 
die ökologische, soziale und 
‚migrantische‘ Dimension 
des Reisens gemeinsam er-
arbeitet werden und sie für 
die eigene Bildungsarbeit 
fruchtbar gemacht werden.
Informationen:
EED Bildungsstelle Nord
Agnes Sander
Wulfsdorfer Weg 29
22949 Ammersbek
Tel.: 040-6052559
Fax: 040-6052538
E-mail: eed@haus-
am-schueberg.de
www.eed.de/
bildungsstelle-nord

13. Landeskon-
ferenz des Eine 
Welt Netz NRW
06. – 07. März 2009
Münster

Im Mittelpunkt der dies-
jährigen Landeskonferenz 
stehen die Zusammenhänge 
zwischen Welternährung, 
Klimawandel und der globa-
len Finanzkrise und ihr Be-
zug zur Eine-Welt-Arbeit in 
NRW. Weitere Themen aus 
der Eine-Welt-Arbeit wer-
den in Foren diskutiert. Zu-
gesagt haben bisher Armin 
Laschet (Minister für Gene-
rationen, Frauen, Familie 
und Integration des Landes 
NRW), Prof. Dr. Dirk Mess-
ner (Deutsches Institut für 
Entwicklungspolitik), Marita 
Wiggerthale (OXFAM), Chri-
stoph Bals (Germanwatch), 
Dr. Oliver Steinmetz (Euro-
päische Investitionsbank), 
Ute Koczy (MdB Bündnis 90/
Die Grünen), Dr. Robert Tam-
ba Moikowa (Consultant aus 
Sierra Leone) sowie Irm Pon-
tenagel von Eurosolar. Das 
genaue Programm der Lan-
dekonferenz wird ab Januar 
veröffentlicht.. 
Informationen:
Jens Elmer
Eine Welt Netz NRW

Achtermannstr. 10-12
48143 Münster
Tel.: 0251-284669-0
Fax: 0251-284669-10
E-Mail: jens.elmer@
eine-welt-netz-nrw.de
www.eine-welt-netz-nrw.de

Kapitalismus am 
Ende? - Analysen 
und Alternativen
Kongress
06. – 08. März 2009
Berlin

Finanzkrise, Wirtschaftskri-
se, Energiekrise, Umweltkri-
se. Schafft der Kapitalismus 
sich selber ab? Der Finanz-
marktkapitalismus ist kol-
labiert, die Weltwirtschaft 
rutscht in die Rezession. An-
gesichts der Erschütterung 
des herrschenden Systems 
könnte der Zeitpunkt kaum 
passender sein, eine breite 
Debatte über den aktuellen 
Zustand des Kapitalismus zu 
führen und sich gemeinsam 
auf die Suche nach Alterna-
tiven zu begeben.

Der Kongress wird die sy-
stemischen Ursachen der 
Krisen diskutieren. Themen 
sind u.a.: Armut und soziale 
Spaltung, der Klimawandel 
und der Krieg um Ressour-
cen, die Veränderung gesell-
schaftlicher Kultur, die Erosi-
on der Demokratie und die 
Vermarktung immer neuer 
Lebensbereiche. Vor allem 
die praktische Kritik am Ka-
pitalismus soll dargestellt 
und diskutiert werden, in 
ihrer ganzen Vielfalt, in der 
sie in der globalisierungs-
kritischen Bewegung vor-
kommt. 
Informationen:
Attac 
http://www.attac.de/kapikon/ 

3. Internationaler En-
ergy Farming Congress
10. – 12. März 2009
Papenburg

Weltweiter Handlungsbe-
darf besteht in der Umset-
zung von Klimaschutzzielen 
und steigendem Rohstoff- 
und Energiebedarf. Dieser 
3. Fachkongress stellt sich 
diesen Herausforderungen. 
Bereits heute bietet Biomas-
se im Energiemix ein großes 
Potential für Wärme, elek-
trische Energie und Mobili-
tät. Der internationale En-
ergy Farming Congress hat 
das Ziel, Lösungswege durch 
nachhaltig erzeugte Biomas-
se und effi ziente Bioener-

gietechnik vorzustellen und 
zu diskutieren.

Neben den Themenfeldern 
„Energiepfl anzenbau und 
Züchtung“ sowie „Erntetech-
nik, Lagerung und Logistik“ 
und den Erfahrungen aus 
der Praxis sollen speziell die 
internationalen Potenziale 
und Märkte für Biomasse be-
trachtet werden. Hierbei gilt 
es mögliche Zielkonfl ikte, 
wie die Auseinanderset-
zung „Teller oder Tank“ und 
Nachhaltigkeitsstandards zu 
diskutieren und Lösungsan-
sätze vorzustellen, wie z.B. 
die neusten Entwicklungen 
in den Bereichen Kaskaden-
nutzung oder Bioraffi nerie. 
Informationen: 
3N-Kompetenzzentrum 
Nachwachsende Rohstoffe
Dr. Marie-Luise Rottmann-
Meyer und Reent Martens
Kompaniestrasse 1
49757 Werlte
Tel.: 05951-9893-10
Fax: 05951-9893-11
E-Mail: info@3-n.info
www.3-n.info

Vierter McPlanet.
com Kongress
Kongress
24. – 26. April 2009
TU Berlin

Gegenwärtig erlebt die 
Menschheit die heftigste 
Krise der Globalisierung: 
Die Weltwirtschaft ist massiv 
im Umbruch. Die globalen 
Finanzmärkte sind ins Wan-
ken geraten, eine weltweite 
Rezession droht. Zugleich 
verschieben sich die welt-
wirtschaftlichen Gewichte. 
Eins wird immer deutlicher: 
„Business as usual“ ist keine 
Option, und weit mehr als 
Kosmetik ist nötig, um die 
anstehenden Probleme zu 
bewältigen. 

Der vierte McPlanet.com-
Kongress wird echte Alter-
nativen und Lösungen zu 
den Krisen der Globalisie-
rung diskutieren. McPlanet.
com wird veranstaltet von 
Attac, dem BUND, dem EED, 
Greenpeace und der Hein-
rich-Böll-Stiftung in Koope-
ration mit dem Wuppertal 
Institut für Klima, Umwelt, 
Energie.
Informationen:
Heinrich-Böll-Stiftung
Sven Hilbig
Tel.: 030-28534-332
Fax: 030-28534-109
E-Mail: hilbig@boell.de 
E-Mail: g.falk@fi an.de
www.fi an.de

Veranstaltungen / Termine
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